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Im Blickpunkt

2x Nein in die Urne legen

Die Initiative der Gruppe für eine Schweiz ohne Armee richtet sich
gegen jede Erneuerung unseres Luftschirms bis zum Ende des Jahr-
tausends. Bundesrat und Parlament können das nicht verantworten.
Ebenfalls der Schweizerische Fourierverband schliesst sich dieser
Ansicht an. Deshalb, lehnen sie die Initiative ab und empfehlen den
Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern, am 6. Juni 1993 ein kräftiges
Nein in die Ume zu legen.

Notwendigkeit eines modernen
Luftschirms

Die Gruppe für eine Schweiz
ohne Armee (GSoA) will nicht nur
den F/A-18 verhindern, sondern
nach wie vor die ganze Armee
abschaffen. Nur verfolgt sie dieses
Ziel jetzt in Raten.

Die Annahme der Moratoriums-
Initiative verunmöglicht nicht
bloss den Kauf des F/A-18. Damit
würde bis zum jähr 2000 generell
verhindert, dass die Schweiz ihre

Flugwaffe erneuern kann.

Unsere Armee könnte ihre Auf-
gaben auf dem heutigen Gefechts-
feld ohne die Unterstützung durch
moderne Kampfflugzeuge nicht
mehr erfolgreich erfüllen. Die mei-
sten Nationen Europas werten ihre
Luftwaffe qualitativ auf.

Bei dem von der Bundesver-

Sammlung beschlossenen Kauf

neuer Kampfflugzeuge handelt es
sich um eine normale Ersatzbe-

Schaffung. 130 veraltete Flugzeu-

ge werden durch 34 leistungsfähi-
gere ersetzt.

Die Beschaffung von 34 F/A-18
erfolgt im Rahmen der ordentli-
chen Budgets und belastet die
Bundeskasse nicht zusätzlich. Der
Kauf oder Nichtkauf hat keinen
Einfluss auf Steuern, Sozialwerke
oder Entwicklungshilfevorhaben.

Die Finanzierung erstreckt sich
über sieben Jahre.

Luftverteidigung erfordert eine

ausgewogene Mischung aus Flug-
waffe und Fliegerabwehrsystemen,
will man einen wirksamen Luft-
schirm garantieren. Die Wahrung
der Lufthoheit im Falle eines dro-
henden Konflikts können jedoch
lediglich Kampfflugzeuge sicher-
stellen.

Eine starke Flugwaffe bewahrt der
Schweiz ihre autonome Vertei-
digungsfähigkeit und verdeutlicht
zudem ihre sicherheitspolitische
Solidarität mit dem übrigen
Europa.

Bei einem Kampfflugzeug-Mora-
torium müsste der Bundesrat seine
Sicherheits- und Neutralitätspolitik
erneut überprüfen.

Die Schweiz wird zur Zeit von
niemandem bedroht. Die Zukunft
ist allerdings nicht voraussehbar.

Mit der Erneuerung ihrer Flugwaffe
rüstet die Schweiz nicht auf, son-
dem wappnet sich gegen mög-
liehe künftige Gefahren.

Die Beschaffung von Kampfflug-
zeugen erfolgt einzig und allein

aus sicherheitspolitischen Grün-
den. Trotzdem hat ein solches
Vorhaben auch für die Schweizer
Wirtschaft grösste Bedeutung.

15

Die Gründe für ein Nein zur
Waffenplatz-Initiative
Bundesrat Kaspar Villiger brachte
das Problem auf einen Punkt, als er
im Ständerat unterstrich, die Aus-
gestaltung von Waffenplätzen
müsse sich einzig und allein nach
dem Ausbildungsbedarf richten.
Wörtlich sagte der EMD-Chef:
«Wie im übrigen Bildungswesen,
muss sich auch die militärische

Ausbildung den sich ändernden
Bedürfnissen anpassen können.
Oder käme es jemandem in den
Sinn, in der Bundesverfassung
festzuschreiben, dass veraltete
Schulhäuser weder ausgebaut
noch ersetzt werden dürfen?»

Die Eidgenössischen Räte folgten
dem Antrag des Bundesrates und
lehnten die Waffenplatz-lnitiative
mit deutlichen Mehrheiten ab,
weil

die Schweiz eine zeitgemässe
Landesverteidigung braucht.

Zusätzliche Aufgaben der Armee
entsprechende Infrastrukturen und
moderne Ausbildungsanlagen er-
fordern,

0ine veraltet ausgestattete Ar-
mee nicht glaubwürdig ist,

Unsere Bürgersoldaten Anspruch
auf einigermassen komfortable
Unterkünfte haben,

6ine kleinere Armee nicht mit
weniger Ausbildungsplätzen
gleichgesetzt werden darf,

die Grenze von 40 Waffenplätzen
von niemandem bestritten wird,

Unsere Armee schon heute akti-
ven Umweltschutz betreibt, und

\A^eil Neuchlen-Anschwilen demo-
kratisch beschlossen worden ist.
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